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Klöckner & Co SE

mit Sitz in Duisburg

– ISIN DE000KC01000 –

– Wertpapier-Kenn-Nr. KC0 100 –

Einladung

zur ordentlichen Hauptversammlung

Sehr geehrte Aktionärinnen und Aktionäre, wir laden Sie hiermit 

ein zur ordentlichen Hauptversammlung der Klöckner & Co SE 

am Dienstag, den 26. Mai 2009, um 10.30 Uhr im Congress Center 

Düsseldorf (CCD Ost), Messe Düsseldorf, Stockumer Kirch-

straße 61, 40474 Düsseldorf. 

Tagesordnung

1.	 Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses, des gebilligten  

	 Konzernabschlusses sowie des zusammengefassten Lageberichts  

	 für die Klöckner & Co SE und den Konzern für das Geschäfts- 

	 jahr 2008 (inkl. Bericht des Vorstands zu den Angaben nach  

	 §§ 289 Abs. 4, 315 Abs. 4 Handelsgesetzbuch) und des  

	 Berichts des Aufsichtsrats

Die vorgenannten Unterlagen sind vom Zeitpunkt der Einberu-

fung der Hauptversammlung an unter der Internet-Adresse  

www.kloeckner.de/HV2009 zugänglich. Sie liegen darüber hinaus 

von der Einberufung der Hauptversammlung an in den Geschäfts

räumen der Gesellschaft, Am Silberpalais 1, 47057 Duisburg, 

und während der Hauptversammlung im Versammlungssaal zur 

Einsicht der Aktionäre aus. Auf Anfrage werden Aktionären 

unverzüglich und kostenfrei Abschriften dieser Unterlagen 

zugesandt.
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2.	Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzgewinns  

	 des Geschäftsjahres 2008

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Bilanzgewinn in 

Höhe von 
 17.699.907,99 ?

in voller Höhe auf neue Rechnung vorzutragen.

3. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des  

	 Vorstands für das Geschäftsjahr 2008

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 

2008 amtierenden Mitgliedern des Vorstands für diesen Zeitraum 

Entlastung zu erteilen. 

4.	Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des  

	 Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2008

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 

2008 amtierenden Mitgliedern des Aufsichtsrats für diesen Zeit-

raum Entlastung zu erteilen. 

5.	Beschlussfassung über die Wahl des Abschlussprüfers und des  

	 Konzernabschlussprüfers für das Geschäftsjahr 2009

Der Aufsichtsrat schlägt vor, die KPMG Hartkopf + Rentrop 

Treuhand KG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Köln, zum Abschluss

prüfer und Konzernabschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2009 

sowie für eine prüferische Durchsicht des verkürzten Abschlusses 

und des Zwischenlageberichts gemäß §§ 37w Abs. 5, 37y Nr. 2 

WpHG im Geschäftsjahr 2009 zu bestellen.  

6.	Beschlussfassung über die Ermächtigung zum Erwerb  

	 eigener Aktien 

§ 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG eröffnet der Gesellschaft die Möglichkeit 

zum Erwerb eigener Aktien, die insgesamt einen Anteil in Höhe 

von 10 % des Grundkapitals der Gesellschaft nicht überschreiten 

dürfen. Die Gesellschaft ist durch Beschluss der Hauptversamm-

lung vom 20. Juni 2008 zu einem solchen Erwerb eigener Aktien 

ermächtigt. Dieser Ermächtigungsbeschluss gilt jedoch nur noch 

bis zum 19. Dezember 2009. Um die Gesellschaft auch über diesen 
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Zeitpunkt hinaus in die Lage zu versetzen, den Erwerb eigener 

Aktien als zusätzliches Finanzierungsinstrument einsetzen und 

rasch und flexibel reagieren zu können, soll unter Aufhebung der 

bestehenden Ermächtigung über eine neue Ermächtigung zum 

Erwerb eigener Aktien Beschluss gefasst werden.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Beschluss zu 

fassen: 

(a)	 Die zu Punkt 9 der Tagesordnung der Hauptversammlung  

	 der damaligen Klöckner & Co AG am 20. Juni 2008 beschlos- 

	 sene Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien wird mit  

	 Wirksamwerden der nachfolgenden Ermächtigung zum Erwerb  

	 eigener Aktien aufgehoben und durch diese ersetzt. 

(b)	 Die Gesellschaft wird gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG ermäch- 

	 tigt, bis zum 25. November 2010 eigene Aktien bis zu 10 %  

	 des im Zeitpunkt der Beschlussfassung der Hauptversamm- 

	 lung bestehenden Grundkapitals der Gesellschaft zu erwerben. 

	 Die Ermächtigung kann ganz oder in Teilbeträgen, einmal  

	 oder mehrmals durch die Gesellschaft, durch Gesellschaften  

	 des Klöckner & Co-Konzerns oder für Rechnung der Gesell- 

	 schaft oder der Gesellschaften des Klöckner & Co-Konzerns  

	 durch Dritte ausgenutzt werden. Die Ermächtigung kann zu  

	 jedem gesetzlich zulässigen Zweck ausgeübt werden; ein  

	 Handel in eigenen Aktien ist ausgeschlossen. Der Erwerb  

	 erfolgt nach Wahl des Vorstands über die Börse oder mittels  

	 eines an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen Kaufangebots.

(c)	 Der Gegenwert für den Erwerb je Aktie (ohne Erwerbsneben- 

	 kosten) darf bei Erwerb über die Börse den am Handelstag  

	 durch die Eröffnungsauktion ermittelten Kurs der Aktien der  

	 Gesellschaft mit gleicher Ausstattung im Xetra-Handel  

	 (oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) an der Frank- 

	 furter Wertpapierbörse um nicht mehr als 10 % über- 

	 schreiten oder unterschreiten. 
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(d)	 Beim Erwerb über ein öffentliches Kaufangebot kann die  

	 Gesellschaft entweder ein formelles Angebot veröffentlichen  

	 oder zur Abgabe von Angeboten öffentlich auffordern. In  

	 beiden Fällen legt die Gesellschaft einen Kaufpreis oder eine  

	 Kaufpreisspanne je Aktie fest, wobei im letztgenannten Fall  

	 der endgültige Preis aus den vorliegenden Annahmeerklärun- 

	 gen bzw. Verkaufsangeboten ermittelt wird. Das Angebot  

	 bzw. die Angebotsaufforderung kann eine Annahme- bzw.  

	 Angebotsfrist, Bedingungen sowie die Möglichkeit vorsehen,  

	 eine etwaige Kaufpreisspanne während der Annahme- bzw.  

	 Angebotsfrist anzupassen, wenn sich während dieser Frist  

	 erhebliche Kursbewegungen ergeben. Der Kaufpreis je Aktie  

	 der Gesellschaft (ohne Erwerbsnebenkosten) darf jeweils  

	 den Börsenkurs um nicht mehr als 10 % über- oder unterschreiten.  

	 Als insoweit maßgeblicher Börsenkurs gilt im Fall der Ver- 

	 öffentlichung eines formellen Angebots durch die Gesellschaft  

	 der durchschnittliche Schlusskurs der Aktien der Gesellschaft  

	 mit gleicher Ausstattung im Xetra-Handel (oder einem  

	 vergleichbaren Nachfolgesystem) an der Frankfurter 	

	 Wertpapierbörse an den letzten fünf Handelstagen vor  

	 dem Tag der endgültigen Entscheidung des Vorstands über  

	 das formelle Angebot oder, im Fall einer Angebotsanpassung,  

	 vor dem Tag der endgültigen Entscheidung des Vorstands  

	 über die Angebotsanpassung. Im Fall der Veröffentlichung  

	 einer Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten tritt  

	 an die Stelle des Tages der Entscheidung des Vorstands über  

	 das Angebot bzw. die Angebotsanpassung der Tag der  

	 Annahme der Verkaufsangebote durch die Gesellschaft.

(e)	 Übersteigt das Volumen der angedienten Aktien das vorgesehene 	

	 Rückkaufvolumen, muss der Erwerb nach dem Verhältnis der  

	 jeweils angedienten bzw. angebotenen Aktien erfolgen. Ein bevor-	

	 rechtigter Erwerb geringer Stückzahlen bis zu 100 Stück ange- 

	 botener bzw. angedienter Aktien je Aktionär sowie eine Rundung  

	 nach kaufmännischen Grundsätzen können vorgesehen werden. 	

	 Der Vorstand wird ermächtigt, die eigenen Aktien über die  

	 Börse oder mittels eines an alle Aktionäre gerichteten öffent- 
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	 lichen Angebots zu veräußern. Bei Veräußerung über die Börse  

	 besteht kein Bezugsrecht der Aktionäre. Für den Fall einer  

	 Veräußerung durch ein öffentliches Angebot wird der Vorstand  

	 ermächtigt, das Bezugsrecht der Aktionäre für Spitzenbeträge  

	 auszuschließen.

	 Der Vorstand wird außerdem ermächtigt, die eigenen Aktien  

	 in anderer Weise zu veräußern, wenn die Aktien der Gesell- 

	 schaft gegen Barzahlung zu einem Preis (ohne Veräußerungs- 

	 nebenkosten) veräußert werden, der den Börsenkurs von Aktien  

	 der Gesellschaft zum Zeitpunkt der Veräußerung nicht wesent- 

	 lich unterschreitet. Diese Ermächtigung beschränkt sich  

	 (unter Einbeziehung sonstiger Ermächtigungen zur Ausgabe  

	 neuer Aktien unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186  

	 Abs. 3 Satz 4 AktG) auf insgesamt 10 % des im Zeitpunkt der  

	 Beschlussfassung der Hauptversammlung bestehenden  

	 Grundkapitals und, wenn dieses geringer ist, des im Zeitpunkt  

	 der Ausübung der Ermächtigung zum Verkauf bestehenden  

	 Grundkapitals der Gesellschaft. 

(f)	 Der Vorstand wird weiter ermächtigt, die erworbenen eigenen  

	 Aktien unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre an  

	 Dritte zu veräußern, soweit dies zum Zweck des Erwerbs von  

	 Unternehmen, Unternehmensteilen und/oder Beteiligungen  

	 an Unternehmen oder zur Bedienung von gemäß Tagesordnungs-	

	 punkt 9 der Hauptversammlung vom 20. Juni 2007, gemäß  

	 Tagesordnungspunkt 10 der Hauptversammlung vom 20. Juni  

	 2008 bzw. Tagesordnungspunkt 7 der Hauptversammlung  

	 vom 26. Mai 2009 ausgegebenen Options- und/oder Wandel- 

	 schuldverschreibungen erfolgt. 

(g)	 Der Vorstand wird schließlich ermächtigt, die erworbenen  

	 eigenen Aktien ohne weiteren Hauptversammlungsbeschluss  

	 einzuziehen. 
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Die vorstehenden Ermächtigungen können einmal oder mehrmals, 

ganz oder in Teilbeträgen, einzeln oder gemeinsam durch die 

Gesellschaft oder durch mit ihr verbundene Unternehmen oder 

durch Dritte für Rechnung der Gesellschaft oder mit ihr verbunde-

ner Unternehmen ausgeübt werden. 

7.	 Ermächtigung zur Ausgabe von Options- und/oder Wandel- 

	 schuldverschreibungen 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Beschluss  

zu fassen:

Der Vorstand wird ermächtigt, bis zum 25. Mai 2014 einmalig 

oder mehrmals auf den Inhaber lautende Options- und/oder 

Wandelschuldverschreibungen (nachstehend gemeinsam „Schuld-

verschreibungen“) im Gesamtnennbetrag von bis zu 350.000.000,00 ? 

mit einer Laufzeit von maximal zwanzig Jahren zu gewähren und 

den Inhabern von Schuldverschreibungen Options- oder Wand-

lungsrechte auf insgesamt bis zu 4.650.000 auf den Namen lautende 

Stückaktien der Gesellschaft mit einem anteiligen Betrag am 

Grundkapital von bis zu 11.625.000,00 ? nach näherer Maßgabe 

der jeweiligen Bedingungen der Schuldverschreibungen (nachste-

hend „Anleihebedingungen“) zu gewähren.

Die Schuldverschreibungen können außer in Euro auch in der 

gesetzlichen Währung eines OECD-Staates – unter Begrenzung auf 

den entsprechenden Euro-Gegenwert von max. 350.000.000,00 ? 

– begeben werden. Sie können auch durch Gesellschaften mit 

Sitz im In- und Ausland begeben werden, an denen die Klöckner 

& Co SE unmittelbar oder mittelbar mit Mehrheit beteiligt ist 

(nachstehend „Konzernunternehmen“). In diesem Fall wird der 

Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats für die 

Klöckner & Co SE die Garantie für die Schuldverschreibungen zu 

übernehmen und den Gläubigern von Optionsschuldverschrei-

bungen Optionsrechte bzw. den Inhabern von Wandelschuldver-

schreibungen Wandlungsrechte auf neue Aktien der Klöckner & 

Co SE zu gewähren. 
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Den Aktionären steht grundsätzlich ein Bezugsrecht auf die 

Schuldverschreibungen zu. Die Schuldverschreibungen können 

auch von einem Kreditinstitut oder einem nach § 53 Abs. 1 

Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 tätigen Unternehmen 

(nachstehend „Finanzinstitut“) oder einem Konsortium solcher 

Kredit- bzw. Finanzinstitute mit der Verpflichtung übernommen 

werden, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten. Der Vorstand 

ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das 

Bezugsrecht der Aktionäre auf die Schuldverschreibungen 

auszuschließen, 

−	 sofern sie gegen bar ausgegeben werden und der Vorstand  

	 nach pflichtgemäßer Prüfung zu der Auffassung gelangt, dass  

	 der Ausgabepreis den nach anerkannten finanzmathema-	

	 tischen Methoden ermittelten theoretischen Marktwert der  

	 Schuldverschreibungen nicht wesentlich unterschreitet.  

	 Dies gilt jedoch nur insoweit, als die zur Bedienung der mit  

	 den Schuldverschreibungen verbundenen Options- oder  

	 Wandlungsrechte auszugebenden Aktien insgesamt 10 % des  

	 Grundkapitals der Gesellschaft im Zeitpunkt der Beschluss- 

	 fassung oder – falls dieser Wert geringer ist – im Zeitpunkt  

	 der Ausübung dieser Ermächtigung bestehenden Grundkapitals  

	 nicht überschreiten. Auf die 10 %-Grenze sind mit Ausnahme  

	 von Aktien, die zur Bedienung von auf der Grundlage des  

	 Beschlusses zu Tagesordnungspunkt 9 der Hauptversammlung  

	 der Gesellschaft vom 20. Juni 2007 ausgegebenen Wandel- 

	 schuldverschreibungen dienen, Aktien der Klöckner & Co SE  

	 und aufgrund anderer Ermächtigungen ausgegebene Options-  

	 oder Wandelschuldverschreibungen anzurechnen, die in  

	 direkter oder entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3  

	 Satz 4 AktG während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis  

	 zum Zeitpunkt ihrer Ausnutzung ausgegeben oder von der  

	 Gesellschaft veräußert werden;

−	 um Spitzenbeträge, die sich aufgrund des Bezugsverhältnis- 

	 ses ergeben, vom Bezugsrecht der Aktionäre auszunehmen;
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−	 soweit es erforderlich ist, um den Inhabern von Options- 

	 rechten oder Gläubigern von Wandlungsrechten, die von der  

	 Gesellschaft oder von Konzernunternehmen ausgegeben  

	 wurden oder werden, ein Bezugsrecht in dem Umfang zu  

	 gewähren, wie es ihnen nach Ausübung der Rechte zustände.

Im Fall der Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen erhalten 

die Inhaber der Wandelschuldverschreibungen das Recht, ihre 

Wandelschuldverschreibungen, nach näherer Maßgabe der Anleihe

bedingungen, in neue Aktien der Gesellschaft umzutauschen. Das 

Umtauschverhältnis ergibt sich aus der Division des Nennbetrags 

einer Teilschuldverschreibung durch den festgesetzten Wand-

lungspreis für eine Aktie der Gesellschaft. Das Umtauschverhältnis 

kann in jedem Fall auf eine ganze Zahl auf- oder abgerundet werden. 

Im Übrigen kann vorgesehen werden, dass Spitzen zusammenge-

legt und/oder in Geld ausgeglichen werden.

 

Im Fall der Ausgabe von Optionsschuldverschreibungen werden 

jeder Optionsschuldverschreibung ein oder mehrere Options-

scheine beigefügt, die den Inhaber nach näherer Maßgabe der 

vom Vorstand festzulegenden Anleihebedingungen zum Bezug 

von neuen Aktien der Klöckner & Co SE berechtigen. Für auf 

Euro lautende, durch die Gesellschaft begebene Optionsschuld-

verschreibungen können die Anleihebedingungen vorsehen, dass 

der nach Maßgabe dieser Ermächtigung festgelegte Optionspreis 

auch durch Übertragung von Teiloptionsschuldverschreibungen 

und gegebenenfalls eine bare Zuzahlung erfüllt werden kann. 

Der anteilige Betrag des Grundkapitals, der auf die je Teiloptions

schuldverschreibung zu beziehenden Aktien entfällt, darf 

den Nennbetrag dieser Teiloptionsschuldverschreibung nicht 

übersteigen. Soweit sich Bruchteile von Aktien ergeben, kann 

vorgesehen werden, dass diese Bruchteile nach Maßgabe der 

Anleihebedingungen, gegebenenfalls gegen Zuzahlung, zum 

Bezug ganzer Aktien aufaddiert werden.
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Der jeweils festzusetzende Options- oder Wandlungspreis muss 

mindestens 80 % des volumengewichteten durchschnittlichen 

Börsenkurses der Aktien der Gesellschaft im XETRA-Handelssystem 

der Frankfurter Wertpapierbörse (oder einem vergleichbaren 

Nachfolgesystem) betragen, und zwar 

−	 im Zeitraum zwischen der Beschlussfassung über die Ausnut- 

	 zung der Ermächtigung durch den Vorstand und der endgültigen  

	 Zuteilung der Schuldverschreibungen durch die die Emission  

	 begleitenden Banken oder,

−	 sofern den Aktionären ein Bezugsrecht auf die Schuldver- 

	 schreibungen zusteht, in der Schlussauktion während der  

	 Tage, an denen Bezugsrechte auf die Schuldverschreibungen  

	 an der Frankfurter Wertpapierbörse gehandelt werden, mit  

	 Ausnahme der beiden letzten Börsenhandelstage des Bezugs- 

	 rechtshandels.

Der Options- bzw. Wandlungspreis kann unbeschadet von § 9  

Abs. 1 AktG aufgrund einer Verwässerungsschutzklausel nach  

näherer Bestimmung der Anleihebedingungen wertwahrend 

angepasst werden, wenn die Gesellschaft bis zum Ablauf der 

Options- bzw. Wandlungsfrist unter Einräumung eines Bezugs-

rechts an ihre Aktionäre das Grundkapital erhöht oder weitere 

Schuldverschreibungen begibt oder garantiert und den Inhabern 

schon bestehender Options- oder Wandlungsrechte hierbei kein 

Bezugsrecht eingeräumt wird. Die Anleihebedingungen können 

auch für andere Maßnahmen der Gesellschaft, die zu einer 

Verwässerung des Wertes der Options- bzw. Wandlungsrechte 

führen können, eine wertwahrende Anpassung des Options- bzw. 

des Wandlungspreises vorsehen. 

Die Anleihebedingungen können das Recht der Gesellschaft vor

sehen, im Fall der Optionsausübung bzw. der Wandlung keine 

Aktien zu gewähren, sondern einen Geldbetrag zu zahlen, der 

für die Anzahl der andernfalls zu liefernden Aktien dem nicht 

volumengewichteten Börsenkurs der Aktien der Gesellschaft 
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in der Schlussauktion im XETRA-Handelssystem der Frankfurter 

Wertpapierbörse (oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) 

während der letzten zehn Börsenhandelstage vor Erklärung der 

Wandlung bzw. der Optionsausübung entspricht. Die Erfüllung 

der Bezugs- bzw. der Wandlungsrechte der Inhaber von Schuld-

verschreibungen kann im Übrigen durch Hingabe von eigenen 

Aktien der Gesellschaft sowie durch Ausgabe von neuen Aktien 

aus dem gemäß Tagesordnungspunkt 8 der Hauptversammlung 

der Gesellschaft vom 26. Mai 2009 oder zu einem späteren 

Zeitpunkt zu beschließenden bedingtem und/oder genehmigtem 

Kapital erfolgen. 

Der Vorstand wird ermächtigt, den exakten Options- oder 

Wandlungspreis sowie die weiteren Einzelheiten der Ausgabe und 

der Ausstattung der Schuldverschreibungen sowie die Anleihebe

dingungen festzusetzen bzw. im Einvernehmen mit den Organen 

des die Schuldverschreibungen begebenden Konzernunterneh-

mens festzulegen, insbesondere Zinssatz, Ausgabekurs, Laufzeit 

und Stückelung, Bezugs- bzw. Umtauschverhältnis, Begründung 

einer Wandlungspflicht, Festlegung einer baren Zuzahlung, 

Ausgleich oder Zusammenlegung von Spitzen, Barzahlung statt 

Lieferung von Aktien, Lieferung existierender statt Ausgabe neuer 

Aktien, Options- bzw. Wandlungspreis gemäß den vorstehenden 

Vorgaben und Options- bzw. Wandlungszeitraum. 

8.	 Schaffung eines bedingten Kapitals 2009

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, wie folgt zu beschließen:

8.1	Schaffung eines neuen bedingten Kapitals

Das Grundkapital der Gesellschaft wird um bis zu 11.625.000,00 ? 

durch Ausgabe von bis zu 4.650.000 neuen, auf den Namen 

lautenden Stückaktien mit Gewinnberechtigung ab Beginn des 

Geschäftsjahres ihrer Ausgabe bedingt erhöht. 

Das bedingte Kapital dient der Gewährung von Aktien zur Erfül-

lung von Bezugs- und/oder Wandlungsrechten der Inhaber von 

Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen, die gemäß 
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der Ermächtigung der Hauptversammlung der Gesellschaft vom 

26. Mai 2009 von der Gesellschaft oder einem Konzernunterneh-

men begeben werden.

Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt zu dem nach Maßgabe 

der vorstehend unter Tagesordnungspunkt 7 beschriebenen 

Ermächtigung jeweils festzulegenden Options- bzw. Wandlungs-

preis. Die bedingte Kapitalerhöhung ist nur insoweit durchzufüh-

ren, wie die Inhaber bzw. Gläubiger von Bezugs- bzw. Wand-

lungsrechten von diesen Rechten Gebrauch machen oder die 

zur Wandlung verpflichteten Inhaber ihre Pflicht zur Wandlung 

erfüllen und soweit nicht ein Barausgleich gewährt oder eigene 

Aktien oder aus genehmigtem Kapital geschaffene Aktien zur 

Bedienung eingesetzt werden. Der Vorstand wird ermächtigt, die 

weiteren Einzelheiten der Durchführung einer bedingten Kapital-

erhöhung festzusetzen (Bedingtes Kapital 2009). 

8.2	Satzungsänderung

Die Absätze 5 bis 7 des § 4 der Satzung der Gesellschaft werden 

zu Absätzen 6 bis 8 und § 4 wird um einen neuen Absatz 5 mit 

folgendem Wortlaut ergänzt:

	 „Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu  

	 11.625.000,00 ? durch Ausgabe von bis zu 4.650.000 neuen,  

	 auf den Namen lautenden Stückaktien mit Gewinnberechtigung 	

	 ab Beginn des Geschäftsjahres ihrer Ausgabe bedingt erhöht. 

	 Das bedingte Kapital dient der Gewährung von Aktien zur  

	 Erfüllung von Bezugs- und/oder Wandlungsrechten der  

	 Inhaber von Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen,  

	 die gemäß der Ermächtigung der Hauptversammlung der  

	 Gesellschaft vom 26. Mai 2009 von der Gesellschaft oder  

	 einem Konzernunternehmen begeben werden. Die Ausgabe  

	 der neuen Aktien erfolgt zu dem nach Maßgabe des im  

	 Beschluss der Hauptversammlung der Gesellschaft vom  

	 26. Mai 2009 zu Tagesordnungspunkt 7 jeweils festzulegen- 

	 den Options- bzw. Wandlungspreis.
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	 Die bedingte Kapitalerhöhung ist nur insoweit durchzuführen,  

	 wie die Inhaber bzw. die Gläubiger von Bezugs- bzw. Wand- 

	 lungsrechten von diesen Rechten Gebrauch machen oder die  

	 zur Wandlung verpflichteten Inhaber ihre Pflicht zur Wand- 

	 lung erfüllen und soweit nicht ein Barausgleich gewährt oder  

	 eigene Aktien oder aus genehmigtem Kapital geschaffene  

	 Aktien zur Bedienung eingesetzt werden. Der Vorstand ist  

	 ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Durchführung einer  

	 bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen (Bedingtes Kapital  

	 2009).“

Berichte an die Hauptversammlung

Bericht des Vorstands zu Punkt 6 der Tagesordnung 

Der Vorstand gibt gemäß §§ 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5, 186 Abs. 3 

Satz 4, Abs. 4 Satz 2 AktG den nachfolgenden Bericht zu Punkt 6 

der Tagesordnung über die Gründe für die vorgeschlagene 

Ermächtigung des Vorstands ab, das Bezugsrecht der Aktionäre 

bei der Veräußerung von eigenen Aktien der Gesellschaft 

auszuschließen. 

Der Bericht ist ab der Einberufung der Hauptversammlung unter 

der Internet-Adresse www.kloeckner.de/HV2009 zugänglich. 

Er liegt darüber hinaus in den Geschäftsräumen der Gesellschaft, 

Am Silberpalais 1, 47057 Duisburg, sowie während der Dauer der 

Hauptversammlung im Versammlungssaal zur Einsichtnahme 

aus. Auf Anfrage erhalten Aktionäre unverzüglich und kostenfrei 

eine Abschrift dieses Berichts zugesandt. Der Bericht hat folgen-

den Inhalt: 

Die Norm des § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG soll die Unternehmen in 

Anpassung an die international übliche Praxis in die Lage 

versetzen, den Erwerb eigener Aktien als zusätzliches Finanzie-

rungsinstrument einzusetzen. Die Gesellschaft ist durch 

Beschluss der Hauptversammlung vom 20. Juni 2008 zu einem 

solchen Erwerb eigener Aktien ermächtigt. Dieser Ermächti-

gungsbeschluss gilt jedoch nur noch bis zum 19. Dezember 2009. 

Um die Gesellschaft auch über diesen Zeitpunkt hinaus in die 
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Lage zu versetzen, schlagen Vorstand und Aufsichtsrat der 

Hauptversammlung vor, der Gesellschaft erneut eine Ermächti-

gung zum Erwerb eigener Aktien zu erteilen, damit sie die mit 

einem solchen Erwerb verbundenen Vorteile im Interesse der 

Gesellschaft und ihrer Aktionäre nutzen kann. 

Durch die vorgeschlagene Ermächtigung wird die Gesellschaft 

in die Lage versetzt, bis zum 25. November 2010 eigene Aktien 

bis 10 % des derzeitigen Grundkapitals zu erwerben. Damit ist 

die gesetzlich zulässige Höchstgrenze gewahrt. Ein Erwerb darf 

nur über die Börse oder aufgrund eines öffentlichen Kaufange-

bots an alle Aktionäre erfolgen, wobei im letztgenannten Fall die 

Gesellschaft selbst ein formelles Angebot veröffentlichen oder 

zur Abgabe von Verkaufsangeboten auffordern kann. Die Einhal

tung der durch § 71 Abs. 1 Nr. 8 Sätze 3 und 4 AktG geforderten 

Pflichten zur Gleichbehandlung aller Aktionäre ist damit gewähr

leistet. Beim Erwerb im Wege eines öffentlichen Kaufangebots 

muss, sofern das Angebot überzeichnet ist bzw. mehr Aktien als 

vorgesehen der Gesellschaft zum Kauf angeboten werden, die 

Annahme nach Quoten erfolgen. Eine bevorrechtigte Annahme 

geringer Stückzahlen bis zu 100 Stück angedienter bzw. ange

botener Aktien je Aktionär sowie eine Rundung nach kaufmän- 

nischen Grundsätzen können vorgesehen werden, um die 

technische Abwicklung zu erleichtern.

Die Ermächtigung sieht vor, dass die erworbenen eigenen Aktien 

unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre an Dritte ver

äußert werden können, soweit dies zum Zweck des Erwerbs von 

Unternehmen, Unternehmensteilen und/oder Beteiligungen an 

Unternehmen oder zur Bedienung von Options- und/oder Wan-

delschuldverschreibungen, die auf der Grundlage des Beschlusses 

zu Tagesordnungspunkt 9 der Hauptversammlung vom 20. Juni 

2007, Tagesordnungspunkt 10 der Hauptversammlung vom 

20. Juni 2008 bzw. zu Tagesordnungspunkt 7 dieser Hauptver-

sammlung ausgegeben wurden, erfolgt. Der Vorstand soll in 

diesen Fällen in die Lage versetzt werden, Aktien der Gesellschaft 

als Gegenleistung für den Erwerb solcher Unternehmen oder 
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Unternehmensbeteiligungen anbieten zu können bzw. den Inhabern 

von Options- bzw. Wandlungsrechten Aktien zur Erfüllung ihrer 

Ansprüche gewähren zu können, ohne insoweit eine Kapitalerhö-

hung durchführen zu müssen. 

Der nationale und internationale Wettbewerb verlangt zuneh-

mend die Möglichkeit, nicht Geld, sondern Aktien als Gegenleistung 

im Rahmen des Erwerbs von Unternehmen oder von Beteili-

gungen an anderen Unternehmen anbieten zu können. Mit der 

vorgeschlagenen Ermächtigung wird der Gesellschaft die 

notwendige Flexibilität gegeben, eigene Aktien als Akquisitions-

währung einzusetzen und dadurch auf die für die Gesellschaft 

vorteilhaften Angebote zum Erwerb von Unternehmen oder von 

Beteiligungen an anderen Unternehmen rasch und flexibel 

reagieren zu können. Dem trägt die vorgeschlagene Ermächti-

gung zum Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre Rechnung. 

Der Vorstand wird in der Hauptversammlung jeweils Bericht 

über jede Ausnutzung dieser Ermächtigung erstatten. 

Die vorgeschlagene Ermächtigung sieht darüber hinaus vor, die 

eigenen Aktien an Dritte auch in anderer Weise als über die 

Börse oder durch ein öffentliches Angebot an alle Aktionäre zu 

veräußern, sofern die Veräußerung der eigenen Aktien gegen 

Barzahlung und zu einem Preis erfolgt, der den maßgeblichen 

Börsenkurs nicht wesentlich unterschreitet. Dadurch soll es der 

Gesellschaft ermöglicht werden, Aktien an institutionelle 

Anleger, Finanzinvestoren oder sonstige Kooperationspartner 

abzugeben und dabei durch eine marktnahe Preisfestsetzung 

einen möglichst hohen Veräußerungsbetrag und eine größt-

mögliche Stärkung der Eigenmittel zu erreichen. In dieser Art der 

Veräußerung liegt zwar ein Ausschluss des Bezugsrechts der 

Aktionäre, der jedoch gesetzlich zulässig ist, da er dem erleich-

terten Bezugsrechtsausschluss des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 

entspricht. Von dieser Ermächtigung darf nur bis zur Höhe von 

10 % des Grundkapitals unter Einbeziehung sonstiger Ermächti-

gungen zum Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 

Satz 4 AktG Gebrauch gemacht werden. Dadurch wird sicher
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gestellt, dass die gesetzlich zulässige Höchstgrenze von 10 % des 

Grundkapitals für einen solchen erleichterten Bezugsrechtsaus-

schluss (§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG) nicht überschritten wird. Der 

Vorstand wird der Hauptversammlung jeweils Bericht über jede 

Ausnutzung dieser Ermächtigung erstatten. 

Die Einziehung von erworbenen eigenen Aktien ohne weitere 

Beschlussfassung der Hauptversammlung ermöglicht es schließ-

lich der Gesellschaft, ihr Eigenkapital durch die mit der Einzie-

hung verbundene Herabsetzung des Grundkapitals den jeweiligen 

Erfordernissen des Kapitalmarkts rasch und flexibel anzupassen. 

Bericht des Vorstands zu Punkt 7 der Tagesordnung

Der Vorstand erstattet gemäß §§ 221 Abs. 4 Satz 2, 186 Abs. 3 

Satz 4, Abs. 4 Satz 2 AktG den nachfolgenden Bericht zu Punkt 7 

der Tagesordnung über die Gründe für die vorgeschlagene 

Ermächtigung des Vorstands, Options- und/oder Wandelschuld-

verschreibungen (nachstehend „Schuldverschreibungen“) unter 

Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre ausgeben zu dürfen. 

Auch dieser Bericht ist ab der Einberufung der Hauptversamm-

lung unter der Internet-Adresse www.kloeckner.de/HV2009 

zugänglich. Er liegt darüber hinaus in den Geschäftsräumen der 

Gesellschaft, Am Silberpalais 1, 47057 Duisburg, sowie während 

der Dauer der Hauptversammlung im Versammlungssaal zur 

Einsichtnahme aus. Auf Anfrage erhalten Aktionäre unverzüglich 

und kostenfrei eine Abschrift dieses Berichts zugesandt.  

Der Bericht hat folgenden Inhalt: 

Die vorgeschlagene Ermächtigung zur Ausgabe von Schuldver-

schreibungen im Gesamtnennbetrag von bis zu 350.000.000,00 ?  

soll die Möglichkeiten der Klöckner & Co SE zur Finanzierung 

ihrer Aktivitäten erweitern und dem Vorstand mit Zustimmung 

des Aufsichtsrats insbesondere bei Eintritt günstiger Kapital-

marktbedingungen den Weg zu einer im Interesse der Gesellschaft 

liegenden flexiblen und zeitnahen Finanzierung eröffnen. 
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Den Aktionären steht grundsätzlich ein gesetzliches Bezugsrecht 

auf die Schuldverschreibungen zu. Um die Abwicklung zu erleich-

tern, kann vorgesehen werden, dass die Schuldverschreibungen 

an ein Kreditinstitut oder ein Konsortium mehrerer Kreditinstitute 

mit der Verpflichtung ausgegeben werden, die Schuldverschrei-

bungen den Aktionären entsprechend ihrer bisherigen Beteiligungs-

quote zum Bezug anzubieten (sog. mittelbares Bezugsrecht). 

Der Vorstand soll darüber hinaus mit Zustimmung des Aufsichts-

rats berechtigt sein, in bestimmten Fällen das gesetzliche 

Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen.

Der vorgesehene Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbeträge 

ermöglicht die Ausnutzung der erbetenen Ermächtigung durch 

volle Beträge. Dieser Bezugsrechtsausschluss ist sinnvoll und in 

der Praxis üblich, weil die Kosten eines Bezugsrechtshandels bei 

Spitzenbeträgen regelmäßig in keinem angemessenen Verhältnis 

zu den damit verbundenen Vorteilen für die Aktionäre stehen. 

Der Verwässerungseffekt hält sich aufgrund der Beschränkung 

auf Spitzenbeträge in vernachlässigenswerten Grenzen. Die insoweit 

vom Bezugsrecht ausgeschlossenen Schuldverschreibungen 

werden bestmöglich verwertet.

Der Ausschluss des Bezugsrechts zugunsten der Inhaber von 

zukünftig eventuell ausgegebenen Schuldverschreibungen dient 

dazu, deren Inhaber so zu stellen, als hätten sie von ihren Rechten 

aus den Schuldverschreibungen bereits Gebrauch gemacht und 

seien bereits Aktionäre. Durch diesen Verwässerungsschutz wird 

verhindert, dass möglicherweise der Options- bzw. Wandlungs-

preis für die bereits ausgegebenen Schuldverschreibungen ermäßigt 

werden müsste. Dadurch wird insgesamt ein höherer Mittelzu-

fluss sichergestellt. Der Ausgabebetrag für die neuen Aktien muss 

jeweils mindestens 80 % des zeitnah zur Ausgabe der Schuldver-

schreibungen ermittelten Börsenkurses entsprechen.

Der Vorstand soll schließlich ermächtigt werden, mit Zustimmung 

des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, 

wenn die Ausgabe der Schuldverschreibungen zu einem Kurs erfolgt, 
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der den nach anerkannten finanzmathematischen Methoden 

ermittelten theoretischen Marktwert dieser Anleihen nicht 

wesentlich unterschreitet. Dadurch erhält die Gesellschaft die 

Möglichkeit, günstige Marktsituationen sehr kurzfristig und schnell 

zu nutzen und durch eine marktnahe Festsetzung der Konditionen 

bessere Bedingungen von Zinssatz und Options- bzw. Wandlungs-

preis der Schuldverschreibungen zu erreichen. Dies wäre bei 

Wahrung der gesetzlichen Bezugsrechte nicht möglich. Zwar 

gestattet § 186 Abs. 2 AktG eine Veröffentlichung des Bezugs-

preises (und bei Schuldverschreibungen der Konditionen) bis zum 

drittletzten Tag der Bezugsfrist. Angesichts der Volatilität an den 

Aktienmärkten würde aber das über mehrere Tage bestehende 

Marktrisiko zu Sicherheitsabschlägen bei der Festlegung der 

Konditionen der Schuldverschreibung und somit zu weniger 

marktnahen Konditionen führen. Ferner ist bei Wahrung der 

gesetzlichen Bezugsrechte wegen der Ungewissheit ihrer Ausübung 

die erfolgreiche Platzierung der Schuldverschreibungen bei Dritten 

gefährdet bzw. mit zusätzlichen Aufwendungen verbunden. 

Schließlich hindert die Länge der bei Wahrung der gesetzlichen 

Bezugsrechte einzuhaltenden Mindestbezugsfrist von zwei Wochen 

die Reaktion auf günstige bzw. ungünstige Marktverhältnisse, was 

zu einer nicht optimalen Kapitalbeschaffung führen kann.

Die Interessen der Aktionäre werden bei diesem Bezugsrechts-

ausschluss dadurch gewahrt, dass die Schuldverschreibungen 

nicht wesentlich unter ihrem theoretischen Marktwert ausgegeben 

werden dürfen, wodurch der rechnerische Wert des Bezugsrechts 

auf beinahe Null sinkt. Der Beschluss sieht daher vor, dass der 

Vorstand vor Ausgabe der Schuldverschreibungen zu der Ansicht 

gelangt sein muss, dass der vorgesehene Ausgabebetrag zu keiner 

nennenswerten Verwässerung des Wertes der Aktien führt. Soweit 

es der Vorstand in der jeweiligen Situation für angemessen hält, 

sachkundigen Rat einzuholen, kann er sich der Unterstützung durch 

Experten, z. B. durch die die Emission begleitenden Konsortial

banken, eine unabhängige Investmentbank oder einen Sachver-

ständigen, bedienen, die dem Vorstand in geeigneter Form bestätigen, 

dass eine nennenswerte Verwässerung des Anteilswertes nicht zu 
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erwarten ist. Unabhängig von der Prüfung durch den Vorstand ist 

eine marktgerechte Konditionenfestsetzung, wie bereits erwähnt, 

im Fall der Durchführung eines Bookbuilding-Verfahrens gewähr-

leistet. Zwar werden nach der vorgeschlagenen Ermächtigung die 

Schuldverschreibungen zu einem festen Ausgabebetrag angeboten; 

jedoch werden einzelne Bedingungen der Schuldverschreibungen 

auf der Grundlage der von Investoren abgegebenen Kaufaufträge 

festgelegt und so der Gesamtwert der Schuldverschreibungen 

marktnah bestimmt. All dies stellt sicher, dass eine nennenswerte 

Verwässerung des Wertes der Aktien durch den Bezugsrechtsaus-

schluss nicht eintritt. Diese Art des Bezugsrechtsausschlusses ist 

außerdem auf Schuldverschreibungen mit Rechten auf Aktien mit 

einem Anteil von höchstens 10 % des Grundkapitals im Zeitpunkt 

der Beschlussfassung oder – falls dieser Wert geringer ist – im 

Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung beschränkt. In diesem 

Rahmen hält es der Gesetzgeber den Aktionären gegenüber für 

zumutbar, ihre Beteiligungsquote durch Käufe am Markt aufrecht

zuerhalten. Auf diese 10 %-Grenze sind mit Ausnahme von Aktien, 

die zur Bedienung von auf der Grundlage des Beschlusses zu 

Tagesordnungspunkt 9 der Hauptversammlung der Gesellschaft 

vom 20. Juni 2007 ausgegebenen Wandelschuldverschreibungen 

dienen, Aktien und aufgrund anderer Ermächtigungen ausgege-

bene Options- oder Wandelschuldverschreibungen der Klöckner & 

Co SE anzurechnen, die in direkter oder entsprechender Anwendung 

des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG während der Laufzeit dieser 

Ermächtigung bis zum Zeitpunkt ihrer Ausnutzung ausgegeben 

oder von der Gesellschaft veräußert werden. 

Bedingungen für die Teilnahme an der Hauptversammlung und 

die Ausübung der Stimmrechte sowie Informationen über die 

Rechte der Aktionäre

Teilnahme an der Hauptversammlung

Im Zeitpunkt der Einberufung dieser Hauptversammlung ist das 

Grundkapital der Gesellschaft in Höhe von 116.250.000,00 ? 

in 46.500.000 Stückaktien eingeteilt, die jeweils voll stimmbe-

rechtigt sind.
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Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des 

Stimmrechts sind diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich bei 

der Gesellschaft spätestens bis zum Ablauf des 19. Mai 2009 

(24.00 Uhr MESZ) unter der nachstehenden Adresse 

	 Klöckner & Co SE

	 Aktionärsservice

	 Postfach 94 60 03

	 69946 Mannheim

	 Telefax: +49 69 913 39103

schriftlich oder per Telefax anmelden und zum Zeitpunkt der 

Hauptversammlung im Aktienregister der Gesellschaft einge

tragen sind. Formulare für die schriftliche Anmeldung sind den 

Einladungsunterlagen, die allen im Aktienregister eingetragenen 

Aktionären übersandt werden, beigefügt. 

Aktionäre, die nicht persönlich an der Hauptversammlung teil

nehmen möchten, können ihr Stimmrecht durch Bevollmächtigte, 

z. B. durch ein Kreditinstitut oder eine Aktionärsvereinigung, 

ausüben lassen. Auch in diesem Fall ist eine rechtzeitige 

Anmeldung erforderlich. 

Während der Vorbereitung zur Hauptversammlung können aus 

arbeitstechnischen Gründen keine Umschreibungen im Aktien

register vorgenommen werden, d. h., Erwerber von Aktien, deren 

Umschreibungsanträge nach dem 19. Mai 2009 bei der Gesell-

schaft eingehen, können daher Teilnahmerechte und Stimmrechte 

aus diesen Aktien faktisch nicht ausüben. In solchen Fällen 

bleiben Teilnahme- und Stimmrecht bis zur Umschreibung noch 

bei dem im Aktienregister eingetragenen Aktionär. Sämtliche 

Erwerber von Aktien der Gesellschaft, die noch nicht im Aktien

register eingetragen sind, werden daher gebeten, Umschreibungs

anträge so zeitnah wie möglich zu stellen.

Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft

Wir bieten unseren Aktionären an, von der Gesellschaft benannte, 

weisungsgebundene Stimmrechtsvertreter bereits vor der Haupt
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versammlung zu bevollmächtigen. Soweit von der Gesellschaft 

benannte Stimmrechtsvertreter bevollmächtigt werden, müssen 

diesen in jedem Fall Weisungen für die Ausübung des Stimmrechts 

erteilt werden. Ohne diese Weisung ist die Vollmacht ungültig. 

Die Stimmrechtsvertreter sind verpflichtet, weisungsgemäß abzu

stimmen. Bei Abstimmungen, für die keine ausdrückliche Weisung 

erteilt wurde, werden sie sich der Stimme enthalten. 

Vollmacht und Weisungen können unter der nachstehenden 

Adresse bis zum 19. Mai 2009 (24.00 Uhr MESZ) schriftlich oder 

per Telefax erteilt werden: 

	 Klöckner & Co SE

	 Aktionärsservice

	 Postfach 94 60 03

	 69946 Mannheim

	 Telefax: +49 69 913 39103

Nähere Einzelheiten zur Vollmachts- und Weisungserteilung 

erhalten unsere Aktionäre zusammen mit dem Anmeldeformular 

zugesandt. Diese Informationen sind außerdem im Internet unter 

www.kloeckner.de/HV2009 abrufbar. Bitte beachten Sie, dass 

die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft keine Vollmachten 

und Aufträge zur Ausübung des Rede- und Fragerechts, zur 

Stellung von Anträgen und zur Einlegung von Widersprüchen 

gegen Hauptversammlungsbeschlüsse entgegennehmen und 

sich bei Abstimmungen, für die keine ausdrückliche Weisung 

erteilt wurde, stets der Stimme enthalten werden.

Anträge und Wahlvorschläge

Anträge und Wahlvorschläge von Aktionären zu einem oder 

mehreren Tagesordnungspunkten sind ausschließlich zu richten an:
	

	 Klöckner & Co SE

	 Zentralbereich Recht

	 Am Silberpalais 1

	 47057 Duisburg

	 Telefax: +49 203 307-5050
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Alle nach Maßgabe der §§ 126, 127 AktG zugänglich zu 

machenden Anträge von Aktionären werden zusammen mit 

etwaigen Stellungnahmen der Verwaltung im Internet unter 

www.kloeckner.de/HV2009 veröffentlicht. 

Unterlagen

Aktionäre, die Abschriften einzelner oder aller in dieser Haupt-

versammlungseinladung genannten Unterlagen erhalten 

möchten, wenden sich bitte an 

	 Klöckner & Co SE

	 Zentralbereich Recht

	 Am Silberpalais 1

	 47057 Duisburg

	 Telefax: +49 203 307-5050

Angaben nach § 128 Abs. 2 Sätze 6 bis 8 AktG

Folgende Kreditinstitute haben innerhalb eines Zeitraums von 

fünf Jahren die zeitlich letzte Emission von Wertpapieren 

übernommen:

	 • Deutsche Bank AG, Frankfurt am Main

	 • J.P. Morgan Securities Ltd., London

Duisburg, im April 2009

Klöckner & Co SE

Der Vorstand
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